
Stand: 27.07.2026 07:09:25

Vorgangsmappe für die Drucksache 19/11673

"Sicherstellung praktikabler Rahmenbedingungen bei der Umsetzung der europäischen

Verpackungsverordnung (PPWR)"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 19/11673 vom 21.04.2026

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 19/12457 des UV vom 16.06.2026

3. Beschluss des Plenums 19/12560 vom 25.06.2026

4. Plenarprotokoll Nr. 83 vom 25.06.2026



 

19. Wahlperiode 21.04.2026  Drucksache 19/11673 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Alexander Flierl, Dr. Petra Loibl, Tanja Schorer-Dremel, Volker 
Bauer, Dr. Andrea Behr, Franc Dierl, Leo Dietz, Thomas Holz CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Michael Koller, Nikolaus 
Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, Prof. 
Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, 
Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, 
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Sicherstellung praktikabler Rahmenbedingungen bei der Umsetzung der euro-
päischen Verpackungsverordnung (PPWR) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ sich im Rahmen der laufenden nationalen Umsetzung der europäischen Verpa-
ckungsverordnung (PPWR) gegenüber dem Bund und der Europäischen Kommis-
sion weiterhin dafür einzusetzen, dass für das in Art. 25 und Anhang V Nr. 4 vorge-
sehene Verbot von Einweg-Kunststoffverpackungen für Würzmittel, Aufstriche, So-
ßen, Kaffeesahne, Zucker und Gewürze im Gastgewerbe eine realistische, techno-
logieoffene und praxisgerechte Übergangsfrist festgelegt wird, die der tatsächlichen 
Innovations- und Marktreife alternativer Verpackungslösungen Rechnung trägt, 

─ darauf hinzuwirken, dass eine klare, rechtssichere und praxistaugliche Definition 
des Anwendungsbereichs der betroffenen Verpackungen erarbeitet wird, um Aus-
legungsunsicherheiten zu vermeiden und den Unternehmen verlässliche Planungs-
grundlagen zu geben, 

─ den Bund aufzufordern, mögliche unbeabsichtigte negative ökologische und wirt-
schaftliche Folgen des pauschalen Verbots – insbesondere im Hinblick auf Lebens-
mittelsicherheit, Hygiene, Verbraucherakzeptanz, mögliche Zunahme von Lebens-
mittelverschwendung sowie die Verfügbarkeit markttauglicher Alternativen – in der 
nationalen Umsetzung zu berücksichtigen und entsprechende Ausnahmeregelun-
gen oder Übergangslösungen zu prüfen. 

─ sich für eine innovationsfreundliche Ausgestaltung des Verpackungsrechts einzu-
setzen, damit laufende Entwicklungen zu ressourcenschonenden und kreislauffähi-
gen Verpackungen nicht durch zu frühe Verbote ausgebremst werden. 

 

 

Begründung: 

Grundsätzlich wird das von der Verordnung (EU) 2025/40 über Verpackungen und Ver-
packungsabfälle (PPWR) verfolgte übergeordnete Ziel, Verpackungsabfälle um 15 Pro-
zent pro Mitgliedstaat und Kopf bis zum Jahr 2040 im Vergleich zum Jahr 2018 zu ver-
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ringern, begrüßt. Die Staatsregierung hat sich im Rahmen des EU-Gesetzgebungsver-
fahrens bereits für eine bürokratiearme und vollzugsfreundliche Ausgestaltung der 
PPWR eingesetzt, u. a. für die Anwendung geeigneter ökologischer Bewertungen, wie 
ganzheitlicher Lebenszyklusanalysen, anstelle genereller Verbote einzelner Verpa-
ckungen. Auch bei der Überarbeitung des Verpackungsgesetzes auf Bundesebene hat 
sich die Staatsregierung für die Vermeidung unnötiger Bürokratielasten, insbesondere 
für Kleinunternehmen, eingesetzt. 

Mit Art. 25 und Anhang V Nr. 4 der geplanten europäischen Verpackungsverordnung 
(PPWR) ist ab 2030 ein pauschales Verbot von Einweg-Kunststoffverpackungen für 
verzehrfertige Verbraucherportionen vorgesehen. 

Dieses Verbot hätte erhebliche Auswirkungen auf die bayerische und deutsche Lebens-
mittel- und Verpackungsindustrie, zahlreiche Gastronomiebetriebe sowie Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. 

Derzeit befinden sich viele innovative und nachhaltige Verpackungslösungen – darunter 
biobasierte, recyclingfähige und mehrwegfähige Materialien – noch in der Forschung 
oder frühen Entwicklungsphasen. Es ist absehbar, dass ein großer Teil dieser Alterna-
tiven bis 2030 noch nicht in ausreichender Menge, Qualität oder Wirtschaftlichkeit 
marktreif sein wird. Ein vorschnelles Verbot würde diese Innovationsprozesse nicht nur 
unterbrechen, sondern auch Investitionsbereitschaft gefährden. 

Zudem bestehen erhebliche Unklarheiten im Anwendungsbereich der Regelung. Ohne 
klare Definitionen drohen Rechtsunsicherheiten und eine kaum handhabbare Umset-
zung in der Praxis. 

Ein vollständiger Wegfall von Einzelportionen kann außerdem Lebensmittelsicherheit 
und Hygiene beeinträchtigen sowie Lebensmittelverschwendung erhöhen, da Portions-
größen nicht mehr bedarfsgerecht angeboten werden können. Für viele Konsumenten, 
Pflegeeinrichtungen, Hotellerie und Gastronomiebetriebe wären praktikable Alternati-
ven kurzfristig kaum verfügbar. 

Um Verbraucher, Umwelt und Wirtschaft vor unbeabsichtigten negativen Folgen zu 
schützen und gleichzeitig die Ziele der Abfallvermeidung und Kreislaufwirtschaft zu un-
terstützen, sind realistische Übergangsfristen, klare Definitionen und ein innovations-
freundlicher Rechtsrahmen erforderlich. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Dr. Petra Loibl, Tanja Schorer-Dremel 
u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 19/11673 

Sicherstellung praktikabler Rahmenbedingungen bei der Umsetzung der euro-
päischen Verpackungsverordnung (PPWR) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t i m m u n g  

Berichterstatter: Volker Bauer 
Mitberichterstatter: Harald Meußgeier 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Umwelt und Verbraucherschutz feder-
führend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie regionale Beziehungen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 38. Sitzung am 
30. April 2026 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat den Antrag in seiner 45. Sitzung am 16. Juni 2026 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
Z u s t i m m u n g  empfohlen. 

Alexander Flierl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Dr. Petra Loibl, Tanja Schorer-Dremel, 
Volker Bauer, Dr. Andrea Behr, Franc Dierl, Leo Dietz, Thomas Holz CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob, Martin Behringer, Dr. Martin 
Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian 
Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi 
Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix 
Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 19/11673, 19/12457 

Sicherstellung praktikabler Rahmenbedingungen bei der Umsetzung der europä-
ischen Verpackungsverordnung (PPWR) 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ sich im Rahmen der laufenden nationalen Umsetzung der europäischen Verpa-
ckungsverordnung (PPWR) gegenüber dem Bund und der Europäischen Kommis-
sion weiterhin dafür einzusetzen, dass für das in Art. 25 und Anhang V Nr. 4 vorge-
sehene Verbot von Einweg-Kunststoffverpackungen für Würzmittel, Aufstriche, So-
ßen, Kaffeesahne, Zucker und Gewürze im Gastgewerbe eine realistische, techno-
logieoffene und praxisgerechte Übergangsfrist festgelegt wird, die der tatsächlichen 
Innovations- und Marktreife alternativer Verpackungslösungen Rechnung trägt, 

─ darauf hinzuwirken, dass eine klare, rechtssichere und praxistaugliche Definition 
des Anwendungsbereichs der betroffenen Verpackungen erarbeitet wird, um Aus-
legungsunsicherheiten zu vermeiden und den Unternehmen verlässliche Planungs-
grundlagen zu geben, 

─ den Bund aufzufordern, mögliche unbeabsichtigte negative ökologische und wirt-
schaftliche Folgen des pauschalen Verbots – insbesondere im Hinblick auf Lebens-
mittelsicherheit, Hygiene, Verbraucherakzeptanz, mögliche Zunahme von Lebens-
mittelverschwendung sowie die Verfügbarkeit markttauglicher Alternativen – in der 
nationalen Umsetzung zu berücksichtigen und entsprechende Ausnahmeregelun-
gen oder Übergangslösungen zu prüfen. 

─ sich für eine innovationsfreundliche Ausgestaltung des Verpackungsrechts einzu-
setzen, damit laufende Entwicklungen zu ressourcenschonenden und kreislauffähi-
gen Verpackungen nicht durch zu frühe Verbote ausgebremst werden. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver­

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind augenscheinlich sämtliche 

Fraktionen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthal­

tungen? – Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte noch darauf hinweisen, dass unter den 

Tagesordnungspunkten 5 und 6 wiederum zwei Wahlen mit Namenskarte und Stimm­

zettel stattfinden. Ich bitte Sie, Ihre Stimmkartentasche – soweit noch nicht geschehen 

– aus dem Postfach vor dem Plenarsaal abzuholen.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden Anträge 
zugrunde gelegt wurden (Tagesordnungspunkt 3) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

1. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Pflege bei Notfällen, Krisen und Katastrophen  
Drs. 19/11158, 19/12337 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

2. Antrag der Abgeordneten Florian Streibl, Felix Locke,  
Bernhard Heinisch u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER), 
Holger Dremel, Prof. Dr. Winfried Bausback, Norbert Dünkel u.a. CSU 
Dabei sein ist nicht alles: Für eine Platzierung Deutschlands in der  
Top 5 des Medaillenspiegels bei Olympischen und Paralympischen 
Spielen im eigenen Land (Olympia I) 
Drs. 19/11315, 19/12417 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH ENTH 
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3. Antrag der Abgeordneten Christiane Feichtmeier,  
Arif Taşdelen, Holger Grießhammer u.a. SPD 
Vaterschaftsurlaub im öffentlichen Dienst einführen 
Drs. 19/11392, 19/12349 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Fragen des öffentlichen Dienstes 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

4. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Leading from the Middle: Kooperation statt Hierarchie  
in der bayerischen Bildung 
Drs. 19/11535, 19/12345 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

5. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gülseren Demirel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Aus für unabhängige Asylverfahrensberatung muss verhindert werden 
Drs. 19/11537, 19/12354 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

6. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier u.a. und Fraktion (AfD) 
Einrichtung eines zentralen KI-gestützten Online-Meldeportals  
für bürokratische Belastungen in Bayern 
Drs. 19/11551, 19/12357 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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7. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Für einen starken Arbeitsmarkt III: 
Goethe-Institute als internationale Brückenbauer stärken 
Drs. 19/11628, 19/12453 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Bernhard Seidenath u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Für einen starken Arbeitsmarkt IV: Dem digitalen Wandel begegnen 
Drs. 19/11629, 19/12386 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Thomas Huber,  
Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Für einen starken Arbeitsmarkt V: Jobcenter stärken  
und effizientere Nutzung von Eingliederungsmitteln ermöglichen 
Drs. 19/11630, 19/12387 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z ENTH 
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10. Antrag der Abgeordneten Maximilian Böltl,  
Kerstin Schreyer, Martin Wagle u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Markus Saller u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Offensive für den Finanzplatz München und die  
Finanzwirtschaft in Bayern 
Drs. 19/11643, 19/12358 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Gabriele Triebel u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Jedes Kind im Blick: Verbindliche Bildungsziele für Bayerns Zukunft! 
Drs. 19/11645, 19/12346 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

12. Antrag der Abgeordneten Petra Högl,  
Tanja Schorer-Dremel, Leo Dietz u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Anton Rittel u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Novellierung des Berufsbildungsgesetzes –  
zwei statt drei Prüfer bei „flüchtigen“ Prüfungen 
Drs. 19/11671, 19/12339 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A ENTH ENTH 

13. Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl,  
Dr. Petra Loibl, Tanja Schorer-Dremel u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Sicherstellung praktikabler Rahmenbedingungen bei der Umsetzung  
der europäischen Verpackungsverordnung (PPWR) 
Drs. 19/11673, 19/12457 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z A A 
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14. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rauscher, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Mehr Chancen für Werkstattbeschäftigte I:  
Starke Begleitung für den Übergang 
Drs. 19/11674, 19/12341 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

15. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rauscher, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Mehr Chancen für Werkstattbeschäftigte II:  
Messbare Ziele und regelmäßige Kontrollen 
Drs. 19/11675, 19/12342 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

16. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rauscher, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Mehr Chancen für Werkstattbeschäftigte III:  
Neue Wege durch Konversion von Werkstätten 
Drs. 19/11676, 19/12343 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A ENTH Z Z 
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17. Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rauscher, 
Holger Grießhammer u.a. SPD 
Mehr Chancen für Werkstattbeschäftigte IV:  
Bundesweite Reform des Budgets für Arbeit voranbringen 
Drs. 19/11677, 19/12344 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z ENTH Z Z 

18. Antrag der Abgeordneten Roland Magerl,  
Andreas Winhart, Matthias Vogler u.a. und Fraktion (AfD) 
Aufklärung und Prävention von Abrechnungsbetrug  
im Gesundheitswesen  
Drs. 19/11724, 19/12338 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

19. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Bau und Nutzung kleiner modularer Reaktoren (KMR) zur 
Eigenversorgung energieintensiver Verbraucher in Bayern fördern 
Drs. 19/11726, 19/12359 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

20. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier und Fraktion (AfD) 
Bau mehrerer kleiner modularer Reaktoren (KMR) als Versuchs-  
bzw. Demonstrationsreaktoren an ehemaligen  
Kernkraftwerksstandorten in Bayern vorantreiben 
Drs. 19/11728, 19/12360 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

21. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier u.a. und Fraktion (AfD) 
Digitales Transparenz- und Korruptionsanalyseprogramm für Bayern 
Drs. 19/11738, 19/12361 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 
zur 83. Vollsitzung am 25. Juni 2026



 

22. Antrag der Abgeordneten Florian Köhler, Oskar Lipp,  
Johannes Meier u.a. und Fraktion (AfD) 
Investitionssicherheit für bayerische Landwirte und  
Bioanlagenbetreiber garantieren – Netzanschlussvorrang erhalten 
Drs. 19/11800, 19/12362 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

23. Antrag der Abgeordneten Kerstin Schreyer,  
Martin Wagle, Dr. Stefan Ebner u.a. und Fraktion (CSU), 
Florian Streibl, Felix Locke, Josef Lausch u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Reform des Netzengpassmanagements fair gestalten –  
Investitionen in Erneuerbare Energien sichern,  
Versorgung gewährleisten, Kosten wirkungsvoll begrenzen 
Drs. 19/11805, 19/12363 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

24. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Stephanie Schuhknecht u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bedingungen für Start-ups und Scale-ups in Deutschland und Bayern 
massiv verbessern 
Drs. 19/11816, 19/12364 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 
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25. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger,  
Kerstin Schreyer, Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Martin Scharf u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Übertriebene europäische Datenschutzanforderungen abbauen  
und „Goldplating“ verhindern  
Drs. 19/11827, 19/12462 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH ENTH 

26. Antrag der Abgeordneten Petra Guttenberger,  
Kerstin Schreyer, Michael Hofmann u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Tobias Beck u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Datenschutzprüfungen bei IT-Projekten standardisieren  
und entbürokratisieren 
Drs. 19/11829, 19/12355 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z ENTH ENTH 

27. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Doris Rauscher, Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Bund-Länder-Beratungen zur Kinder- und Jugendhilfe, 
Eingliederungshilfe und zum Unterhaltsvorschuss –  
Bericht der Staatsregierung 
Drs. 19/11858, 19/12340 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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